
 
 

  

 
 
 
  

 

 Verordnung über die Entsorgung von Altautos 

 und die Anpassung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 

 Vom 4. Juli 1997 (BGBl. I S. 1666) 

 

Es verordnen 

 

- auf Grund des § 24 Abs. 2 Nr. 2 und 3 und des § 7 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 4 Buchstabe a und Abs. 3, 

jeweils in Verbindung mit § 59, sowie des § 12 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 des Kreislaufwirtschafts- und 

Abfallgesetzes vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2705) nach Anhörung der beteiligten Kreise un-

ter Berücksichtigung der Rechte des Bundestages die Bundesregierung und 

 

- auf Grund des § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 3, § 6 a Abs. 2 und des § 47 Abs. 1 Nr. 1 des Straßenverkehrs-

gesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 9321-1, veröffentlichten bereinigten 

Fassung, § 6 Abs. 1 Nr. 1 zuletzt geändert durch Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a des Gesetzes vom 13. 

Mai 1986 (BGBl. I S. 700), § 6 Abs. 1 Nr. 3 zuletzt geändert durch Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a 

Doppelbuchstabe bb des Gesetzes vom 6. April 1980 (BGBl. I S. 413), § 6a Abs. 2 zuletzt geändert 

durch Artikel 1 Nr. 6 des Gesetzes vom 6. April 1980 (BGBl. I S. 413), § 47 Abs. 1 Nr. 1 eingefügt 

durch Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 28. Januar 1987 (BGBl. I S. 486), in Verbindung mit dem 2. 

Abschnitt des Verwaltungskostengesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821), das Bundesministeri-

um für Verkehr: 
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Artikel 1 

 

 Verordnung über die Überlassung und umweltverträgliche 

 Entsorgung von Altautos 

 (Altauto-Verordnung - AltautoV) 

 

 § 1  

Anwendungsbereich 

 

Den Vorschriften dieser Verordnung unterliegen 

 

1. Besitzer von Altautos, 

 

2. Betreiber von Annahmestellen, 

 

3. Betreiber von Verwertungsbetrieben sowie 

 

4. Betreiber von Anlagen zur weiteren Verwertung. 

 

 

 § 2  

 Begriffsbestimmungen 

 

(1) Altautos im Sinne dieser Verordnung sind Personenkraftwagen der Fahrzeugklasse M 1 nach dem An-

hang II A der Richtlinie 70/156/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der Rechtsvor-

schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 

(ABl. EG Nr. L 42 S. 1), die Abfall nach § 3 Abs. 1 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes sind.  

 

(2) Annahmestellen im Sinne dieser Verordnung sind Betriebe oder Betriebsteile, die Altautos im Auftrag 

von Verwertungsbetrieben annehmen, bereitstellen und an diese weiterleiten, ohne selbst Verwertungsbe-
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trieb zu sein. 

 

(3) Verwertungsbetriebe im Sinne dieser Verordnung sind Betriebe oder Betriebsteile zur Lagerung, Be-

handlung und Verwertung von Altautos.  

 

(4) Anlagen zur weiteren Verwertung im Sinne dieser Verordnung sind Shredderanlagen und sonstige An-

lagen zur Rückgewinnung von Metallen aus in Verwertungsbetrieben vorbehandelten Altautos (Restkaros-

sen). 

 

(5) Annahmestellen, Verwertungsbetriebe und Anlagen zur weiteren Verwertung sind im Sinne dieser Ver-

ordnung anerkannt, wenn der jeweilige Betreiber über die erforderliche Bescheinigung nach § 4 Abs. 2 

verfügt oder der Betrieb Entsorgungsfachbetrieb ist. 

 

 § 3  

Überlassungspflichten 

 

(1) Wer sich eines Altautos entledigt, entledigen will oder entledigen muß, ist verpflichtet, dieses einem von 

Herstellern oder Vertreibern eingerichteten anerkannten Verwertungsbetrieb oder einer von diesen einge-

richteten anerkannten Annahmestelle zu überlassen. Das Altauto kann auch einem anderen anerkannten 

Verwertungsbetrieb oder einer anderen anerkannten Annahmestelle überlassen werden. 

 

(2) Betreiber von Verwertungsbetrieben sind verpflichtet, die Überlassung nach Absatz 1 unverzüglich 

durch einen Verwertungsnachweis zu bescheinigen. Hierzu ist Muster 12 der Straßenverkehrs-Zulassungs-

Ordnung zu verwenden. Verwertungsnachweise dürfen nur von Betreibern anerkannter Verwertungsbetrie-

be ausgestellt werden. Ein Verwertungsbetrieb darf nur anerkannte Annahmestellen beauftragen, den Ver-

wertungsnachweis auszuhändigen. 

 

(3) Betreiber von Annahmestellen sind verpflichtet, Altautos nur einem anerkannten Verwertungsbetrieb zu 

überlassen. 
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(4) Betreiber von Verwertungsbetrieben sind verpflichtet, Restkarossen nur einer anerkannten Shredderan-

lage oder einer sonstigen Anlage zur weiteren Verwertung zu überlassen. Satz 1 gilt nicht, wenn ein Betrei-

ber eine anerkannte Shredderanlage oder eine sonstige Anlage zur weiteren Verwertung selbst betreibt.  

 

 § 4 

 Entsorgungspflichten 

 

(1) Betreiber von Annahmestellen, Verwertungsbetrieben und Shredderanlagen müssen Altautos und Rest-

karossen nach Maßgabe der für sie jeweils geltenden Anforderungen des Anhangs umweltverträglich be-

handeln, ordnungsgemäß und schadlos verwerten und gemeinwohlverträglich beseitigen. 

 

(2) Die Einhaltung der in Absatz 1 bezeichneten Anforderungen ist durch einen Sachverständigen nach § 5 

zu bescheinigen. Die Bescheinigung gilt für die Dauer eines Jahres. Bei Annahmestellen, die Kraftfahrzeug-

werkstätten sind, erfolgt die Bescheinigung durch die jeweils zuständige Kraftfahrzeug-Innung. Bei der Ü-

berprüfung der Anforderungen sind Ergebnisse von Prüfungen zu berücksichtigen, die 

 

1. durch einen unabhängigen Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation gemäß Artikel 4 

Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 des Rates vom 29. Juni 1993 über die freiwillige Betei-

ligung gewerblicher Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und 

die Umweltbetriebsprüfung (ABl. EG Nr. L 168 S. 1) oder 

 

2. durch eine nach DIN EN ISO 45012 akkreditierte Stelle im Rahmen der Zertifizierung eines Quali-

tätsmanagementsystems nach DIN EN ISO 9001, 9002, 9003 oder 9004 vorgenommen wurden. 

 

(3) Die Betreiber von Verwertungsbetrieben und Anlagen zur weiteren Verwertung haben die Bescheini-

gung nach Absatz 2 oder das Überwachungszertifikat einer technischen Überwachungsorganisation gemäß 

§ 14 der Entsorgungsfachbetriebeverordnung oder einer Entsorgergemeinschaft der zuständigen Behörde 

unverzüglich vorzulegen. Für Annahmestellen, die Kraftfahrzeugwerkstätten sind, legt die jeweils zuständige 

Kraftfahrzeug-Innung die Bescheinigung der zuständigen Behörde vor. 
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(4) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit kann im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für Wirtschaft Empfehlungen zur einheitlichen Durchführung der Überprüfung bekannt-

geben. 

 

 § 5 

 Sachverständige 

 

Bescheinigungen nach § 4 Abs. 2 Satz 1 darf nur erteilen, wer nach § 36 der Gewerbeordnung öffentlich 

bestellt ist oder wessen Befähigung durch ein Mitglied des Deutschen Akkreditierungsrates in einem allge-

mein anerkannten Verfahren festgestellt ist. 

 

 § 6 

 Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig im Sinne von § 61 Abs. 1 Nr. 5 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes handelt, wer 

vorsätzlich oder fahrlässig 

 

1. entgegen § 3 Abs. 1, 3 oder 4 Satz 1 ein Altauto oder eine Restkarosse einer anderen als der vorge-

schriebenen Stelle überläßt, 

2. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 1 die Überlassung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 

bescheinigt, 

3. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 3 einen Verwertungsnachweis ausstellt, 

4. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 4 eine Annahmestelle beauftragt, 

5. entgegen § 4 Abs. 3 eine Bescheinigung nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt oder 

6. entgegen § 5 eine Bescheinigung erteilt. 
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Anhang 

 

Anforderungen an die Annahme von Altautos, an die ordnungsgemäße und schadlose Verwer-

tung von Altautos und Restkarossen sowie an die ordnungsgemäße und schadlose Entsorgung 

der dabei anfallenden Abfälle 

 

1.  Allgemeine Anforderungen 

 

 Die Vorschriften der §§ 19g ff. Wasserhaushaltsgesetz in Verbindung mit den einschlägigen Vor-

schriften der jeweiligen Landeswassergesetze und Verordnungen bleiben unberührt. 

 

2.  Anforderungen an Annahmestellen 

 

2.1  Allgemeines 

 

2.1.1  Annahmestellen haben den Zweck, Altautos vom Besitzer zu übernehmen, für den Abtransport 

bereitzustellen und einem anerkannten Verwertungsbetrieb zuzuführen. Die Zusammenarbeit mit 

den Verwertungsbetrieben ist durch Verträge und den Nachweis aller Überführungen zu doku-

mentieren. Diese Unterlagen sind im Betriebstagebuch aufzubewahren. 

 

2.1.2  In Annahmestellen findet außer Annahme und Erfassung keine Behandlung statt, insbesondere 

keine Trockenlegung und keine Demontage. Durch die Vereinbarung eines geeigneten Abhol-

rhythmus zwischen Verwertungsbetrieb und Annahmestelle ist sicherzustellen, daß lagerungsbe-

dingte Umweltschäden vermieden werden. 

 

2.1.3  Annahmestellen müssen über eine erforderliche, dem Betriebszweck entsprechende baurechtliche 

Nutzungsgenehmigung verfügen und darüber hinausgehende rechtliche Regelungen, insbesondere 

zum Umwelt- und Arbeitsschutz, einhalten. 
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2.1.4  Die angenommenen Altautos dürfen nicht direkt übereinandergeschichtet und nicht auf der Seite 

oder auf dem Dach liegend bereitgestellt werden. Die Bereitstellung hat so zu erfolgen, daß Be-

schädigungen flüssigkeitstragender Bauteile (z. B. Ölwanne, Tank, Bremsleitungen) oder demon-

tierbarer Teile, wie z.B. Glasscheiben, vermieden werden. 

 

2.2  Platzgröße, Platzaufteilung und Ausrüstung von Annahmestellen 

 

2.2.1  Die zur Annahme vorgesehene Gesamtfläche muß sich in die Bereiche Anlieferung und Lagerung 

gliedern. Diese Fläche ist mineralölundurchlässig und säurebeständig gemäß den anerkannten 

technischen Regeln für die Anforderungen der Wasserwirtschaft zu befestigen und mindestens ü-

ber einen Leichtflüssigkeitsabscheider zu entwässern. Bei Überdachung der Fläche ist der 

Anschluß eines Leichtflüssigkeitsabscheiders nicht erforderlich. 

 

2.2.2  Zur Begutachtung und zum Transport nicht mehr rollfähiger Altautos erforderliche Geräte müssen 

vorhanden sein. 

 

2.2.3  Bindemittel für ausgetretene Betriebsflüssigkeiten sind in ausreichender Menge an einem witte-

rungsgeschützten Lagerort vorzuhalten. 

 

2.2.4  Ausreichende Feuerlöscheinrichtungen sind vorzuhalten. 

 

2.2.5  Durch eine Einfriedung der Anlage ist unbefugter Zutritt zu verhindern. 

 

2.2.6  Im Bereich der Einfahrt ist ein Hinweisschild mit Name, Anschrift und Öffnungszeiten des Betrie-

bes zu befestigen. 

 

2.3  Dokumentation 

 

2.3.1  Kooperationsvereinbarungen mit anerkannten Verwertungsbetrieben sind zu dokumentieren. 
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2.3.2  In einem Betriebstagebuch sind sämtliche Zu- und Abgänge von Altautos festzuhalten. Darüber 

hinaus sind festzuhalten: 

 

  - Kopien der Verwertungsnachweise für alle entgegengenommenen Altautos, 

  - besondere Vorkommnisse und Betriebsstörungen, einschließlich der Ursachen und der 

durchgeführten Abhilfemaßnahmen. 

 

  Das Betriebstagebuch ist auf Verlangen der überwachenden Kfz-Innung, dem Sachverständigen 

oder der zuständigen Behörde vorzulegen. 

 

 

3.  Anforderungen an Verwertungsbetriebe 

 

3.1  Anforderungen an die Errichtung und Ausrüstung 

 

3.1.1  Platzgröße und Platzaufteilung für die Altautobehandlung müssen der Anzahl der anfallenden Alt-

autos und der Art ihrer Behandlung angepaßt und so gewählt sein, daß die Anforderungen dieses 

Anhangs eingehalten werden. 

 

  Die Betriebsfläche ist in folgende Bereiche zu gliedern: 

  - Anlieferung (Annahme und Erfassung), 

  - Eingangslager für nicht vorbehandelte Altautos, 

  - Betriebsteile zur Vorbehandlung von Altautos, 

  - Lager für vorbehandelte Altautos, 

  - Demontage, 

  - Lager für gebrauchsfähige Kraftfahrzeugteile, 

  - Lager für feste Abfälle zur Verwertung oder Beseitigung, 

  - Lager für flüssige Abfälle zur Verwertung oder Beseitigung, 

  - Lager für Restkarossen zum Abtransport, 

  - Fläche zur Verdichtung. 
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  Die verschiedenen Arbeitsbereiche sind deutlich zu kennzeichnen. 

  Die angelieferten Altautos dürfen vor ihrer Behandlung nur innerhalb des vorgesehenen Anliefe-

rungsbereiches oder auf Flächen zwischengelagert werden, die dafür geeignet sind.  

 

3.1.2   Platzausrüstung 

 

  Zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Verwertung sind folgende Anforderungen einzuhalten: 

 

1. Für die Lagerung von Altautos, in denen sich noch Betriebsflüssigkeiten befinden, sind im An-

lieferungsbereich einschließlich Eingangslager ausreichend große, befestigte Flächen gemäß 

den anerkannten technischen Regeln für die Wasserwirtschaft1) vorzusehen; 

 

2. für die Bereiche Trockenlegung, Demontage und Lager für Flüssigkeiten und flüssigkeitstra-

gende Teile sind ausreichende Vorkehrungen (z. B. Einhausung, Überdachung) zu treffen, um 

zu gewährleisten, daß die verwertbaren Abfälle nicht in ihrer Beschaffenheit beeinträchtigt 

werden und eine Gefährdung der Umwelt ausgeschlossen wird (z.B. durch mineralölundurch-

lässige und säurebeständige Bodenbefestigung); 

 

3. sind die oben bezeichneten Bereiche ganz oder teilweise der Witterung ausgesetzt, darf die 

Entwässerung dieser Flächen nur über zulässige technische Einrichtungen vorgenommen wer-

den (z.B. Leichtflüssigkeits- oder Koaleszenzabscheider nach DIN 1999, Teil 1 [Ausgabe 

August 1976], Teil 2 [Ausgabe Februar 1989], Teil 3 [Ausgabe September 1978], Teile 4, 5 

und 6 [Ausgabe Februar 1991] und Teil 7 - Vornorm - [Ausgabe April 1996])2) . 

                                                 
1) vgl. Anforderungen im Merkblatt der Länderarbeitsgemeinschaft 
 Wasser: Anforderungen an Abfüllanlagen für Tankstellen, Stand 2/95, 
 Kap. 6.1 und DAfStB-Richtlinie Betonbau beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
2)  zu beziehen bei der Beuth-Verlag GmbH, Berlin 
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3.2   Anforderungen an den Betrieb 

 

3.2.1  Allgemeines 

 

3.2.1.1 Der Betreiber des Verwertungsbetriebes muß über die zum Errichten und zum Betrieb erforder-

liche Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz oder über die nach § 67 des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes erforderlichen Anzeigen verfügen und die umweltrelevanten 

gesetzlichen Bestimmungen einhalten. Der Betrieb ist so zu errichten, zu betreiben und zu unter-

halten, daß die Anforderungen an die ordnungsgemäße und schadlose Verwertung sowie die 

gemeinwohlverträgliche Beseitigung von Abfällen eingehalten werden. 

 

3.2.1.2 Altautos dürfen vor der Vorbehandlung nicht auf der Seite oder auf dem Dach gelagert werden, 

um den Austritt von Flüssigkeiten zu verhindern. Eine Stapelung ist nur zulässig, wenn geeignete 

Einrichtungen vorhanden sind, die eine Verformung und eine Beschädigung flüssigkeitstragender 

Bauteile wie Bremsleitungen, Ölwannen oder demontierbarer Teile, wie z.B. Glasscheiben, si-

cher verhindern. 

 

3.2.1.3 Bei gestapelten, vorbehandelten Altautos muß die Standsicherheit des Stapels gewährleistet 

sein. Ohne besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen nicht mehr als 3 Altautos übereinander ge-

stapelt werden. 

 

3.2.1.4 Die Anforderungen nach den Nummern 3.2.1.2 und 3.2.1.3 gelten für den innerbetrieblichen 

Transport entsprechend. 

 

3.2.1.5 Der Betreiber hat ein Betriebstagebuch zu führen und ein Betriebshandbuch zu erstellen, das 

insbesondere die Bestimmungen über die Behandlung und Lagerung der Altautos sowie Arbeits- 

und Betriebsanweisungen enthalten muß.  

 

  Die Anforderungen gemäß TA Abfall Nummer 5.4 (GMBl. 1991 S. 147) gelten entsprechend. 
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An die Stelle von Nummer 5.4.3.1 der TA Abfall treten die Anforderungen nach § 5 Abs. 1 der 

Entsorgungsfachbetriebeverordnung vom 10. September 1996 (BGBl. I S. 1421). Auf die Do-

kumentationspflichten nach Nummer 3.3 wird verwiesen. 

 

3.2.2 Vorbehandlung 

 

3.2.2.1 Nach der Anlieferung sind jedem Altauto unverzüglich die Batterien und der Latentwärmespei-

cher zu entnehmen. Die pyrotechnischen Bauteile sind durch geschultes Fachpersonal unverzüg-

lich nach Maßgabe der Hersteller entweder auszubauen und in zugelassenen Anlagen zu entsor-

gen oder im eingebauten Zustand auszulösen und dadurch unschädlich zu machen. Anschließend 

sind folgende Betriebsflüssigkeiten und Betriebsmittel zu entfernen und getrennt zu sammeln: 

 

   - Motoröl, 

   - Ölfilter, 

   - Getriebeöl, Differentialöl, 

   - Hydrauliköl (z.B. Servolenkung), 

   - Kraftstoff, 

   - Kühlerflüssigkeit, 

   - Bremsflüssigkeit, 

   - Stoßdämpferöl (oder nachträgliche Demontage der Stoßdämpfer), 

   - Kältemittel aus Klimaanlagen (FCKW u.a.), 

   - Scheibenwaschflüssigkeit. 

 

   Dieses gilt nicht für Bauteile, die als Ersatzteile wiederverwendet werden sollen, z.B. Motoren 

und Getriebe, wenn diese anschließend unverzüglich ausgebaut werden. 

 

   Bauteile und Stoffe, von denen eine Gefahr für Grund- und Oberflächenwasser ausgehen kann, 

sind auf den dafür vorgesehenen befestigten und überdachten Flächen zu lagern. 

 

3.2.2.2  Die Entnahme von Betriebsflüssigkeiten hat nach dem Stand der Technik zu erfolgen, wobei die 
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Tropffreiheit aller Aggregate zu erzielen ist.  

 

   Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit kann im Einvernehmen 

mit dem Bundesministerium für Wirtschaft den jeweiligen Stand der Technik bekanntgeben. 

 

3.2.2.3   Für die Entnahme der Kraftstoffe sind dem Stand der Technik entsprechende, für die Ent-

nahme von Kältemitteln geschlossene Systeme zu verwenden. Beim Umgang mit brennbaren 

Flüssigkeiten sind die Bestimmungen der Verordnung über brennbare Flüssigkeiten und andere 

einschlägige Vorschriften, z. B. zum Explosionsschutz, einzuhalten.  

 

3.2.2.4  Die Tanklagerbefüllung und die Förderanlagen sind mit Sicherheitsverriegelungen auszustatten. 

Die Funktionsfähigkeit der vorgenannten Einrichtungen ist durch gesetzlich vorgeschriebene 

technische Gutachten nachzuweisen. Insbesondere für die Handhabung und Lagerung wasserge-

fährdender Stoffe und von Gefahrstoffen sind Betriebsanweisungen für jeden Einzelstoff zu 

erstellen. 

 

3.2.3  Demontage 

 

3.2.3.1  Der Betrieb muß technisch, organisatorisch und personell in der Lage sein, diejenigen Kraftfahr-

zeugteile zerstörungsfrei auszubauen, die als ganze Bauteile oder Baugruppen weiterverwendet 

werden sollen. 

 

3.2.3.2  Folgende Stoffe, Materialien und Bauteile sind wegen ihres Schad- und Störstoffcharakters zu 

entfernen: 

 

   - Stoßdämpfer, wenn nicht trockengelegt, 

   - asbesthaltige Bauteile, 

   - kraftfahrzeugfremde Stoffe sowie 

   - Stoffe, Materialien und Bauteile, die in erheblichem Umfang mit Schadstoffen 

     verunreinigt sind. 
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3.2.3.3  Neben den zur Wiederverwendung bestimmten Aggregaten und Materialien sollen unter Be-

rücksichtigung des § 5 Abs. 4 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes insbesondere fol-

gende Bauteile, Stoffe und Materialien zum Zwecke der Verwertung ab- oder ausgebaut wer-

den: 

 

   - große Kunststoffteile (z. B. Stoßfänger, Radabdeckungen, Armaturengehäuse, 

     Kunststofftanks), 

   - Räder, 

   - Front-, Heck- und Seitenscheiben, 

   - Sitze, 

   - alle kupferhaltigen Teile wie Elektronik, Kabelbäume, Elektromotoren. 

 

 

3.2.4  Wiederverwendung, Verwertung und Beseitigung 

 

3.2.4.1  Die aus dem Altauto gewonnenen Bauteile und Stoffe sind vorrangig einer Wiederverwendung 

oder Verwertung zuzuführen. Es ist dafür Sorge zu tragen, daß ein größtmöglicher Anteil der 

demontierten Bauteile der Wieder- und Weiterverwendung zugeführt wird. 

   Bremsflüssigkeit, Hydraulikflüssigkeit, Kältemittel aus Klimaanlagen und Kühlerflüssigkeit sind, 

soweit technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar, einer Verwertung zuzuführen. 

   Altöle sind nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen der Aufarbeitung oder sonstigen 

Entsorgung zuzuführen. 

   Abfälle zur Verwertung und Abfälle zur Beseitigung sind in eindeutig gekennzeichneten Behält-

nissen getrennt zu lagern. 

 

   Bis zum Jahr 2002 sollen durch einen Verwertungsbetrieb aus einem Altauto Bauteile, Materia-

lien und Betriebsflüssigkeiten mit einem Gewichtsanteil von durchschnittlich mindestens 15 Pro-

zent bezogen auf das jeweilige Leergewicht eines Altautos, das dieses vor der Vorbehandlung 

und Demontage aufweist, ausgebaut bzw. entfernt und einer Wieder-, Weiterverwendung oder 
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einer Verwertung zugeführt werden. 

 

3.2.4.2  Nicht verwertbare Abfälle sind einer gemeinwohlverträglichen Beseitigung zuzuführen. 

   Die Weitergabe von Abfall zur Beseitigung darf nur erfolgen, wenn der annehmende Betrieb eine 

entsprechende Zulassung nachweist. 

 

3.2.4.3  Vorbehandelte und demontierte Altautos können zum Transport mit dafür geeigneten Anlagen 

verdichtet werden, wenn keine Bauteilentnahme zur weiteren Verwendung oder Verwertung 

mehr erfolgt. 

 

   Die Altautos dürfen zur Volumenreduzierung nur auf der dafür vorgesehenen Fläche zur Ver-

dichtung gestaucht oder in der sonst vorgesehenen Anlage (Paketierpresse, Schrottschere) be-

handelt werden. 

 

 

3.3  Dokumentation 

 

3.3.1  Betreiber von Verwertungsbetrieben haben entsprechend den allgemeinen Anforderungen nach 

Nummer 3.2.1.5 ein Betriebstagebuch über Erfassung, Trockenlegung, Demontage, Wieder-

verwendung, stoffliche und energetische Verwertung, thermische Behandlung und über den 

sonstigen Verbleib der Materialien und Stoffe zu führen. 

 

3.3.2  In diesem Betriebstagebuch sind alle für den Betrieb der Anlage wesentlichen Daten festzuhal-

ten, die zur Transparenz und Nachvollziehbarkeit einer umweltverträglichen Altautoverwertung 

erforderlich sind. Sämtliche ein- und ausgehenden Mengenströme mit entsprechenden Entsor-

gungsnachweisen, Begleitscheinen, Transportgenehmigungen und Übernahmescheinen sowie 

Betriebsstörungen, deren Ursache und daraus gezogene Konsequenzen müssen im Betriebsta-

gebuch notiert werden. 

 

3.3.3  Zu den erforderlichen Dokumentationspflichten gehören insbesondere 
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   - chronologisch sortierte Kopien der Verwertungsnachweise sowie der  

    Bescheinigungen nach § 4 Abs. 2,  

 

   - Bestand und Verbleib der entnommenen Stoffe, Materialien und Teile nach 

    Art und Menge, 
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   - Bilanzierung der Abfälle zur Verwertung und zur Beseitigung sowie Angaben 

    über zur Wiederverwendung abgegebene Teile, 

 

   - besondere Vorkommnisse und Betriebsstörungen, einschließlich der Ursachen und 

    der durchgeführten Abhilfemaßnahmen. 

 

 

4.   Anforderungen an Shredderanlagen 

 

4.1  Allgemeines 

 

4.1.1  Der Betreiber der Anlage muß im Geltungsbereich der Verordnung über die zum Errichten und 

zum Betrieb erforderliche Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz oder über 

die nach § 67 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes erforderlichen Anzeigen verfügen und die 

umweltrelevanten gesetzlichen Bestimmungen einhalten. Die Anlage ist so zu errichten, zu betrei-

ben und zu unterhalten, daß die Anforderungen an die ordnungsgemäße und schadlose Verwer-

tung sowie die gemeinwohlverträgliche Beseitigung von Abfällen eingehalten werden. 

 

4.1.2  Bis zum Jahr 2002 sollen nicht mehr als durchschnittlich 15 Gewichtsprozent und bis zum Jahr 

2015 nicht mehr als durchschnittlich 5 Gewichtsprozent bezogen auf das jeweilige Leergewicht 

des Altautos, das dieses vor der Vorbehandlung und Demontage aufweist, als Abfall beseitigt 

werden. Dabei sind Stoffe, die von Verwertungsbetrieben im Zuge der Vorbehandlung und De-

montage als Abfall beseitigt werden, anzurechnen. 
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4.2  Dokumentation 

 

4.2.1  Der Betreiber einer Shredderanlage hat entsprechend den allgemeinen Anforderungen nach 

Nummer 3.2.1.5 des Anhangs ein Betriebstagebuch über die Erfassung und Verarbeitung sowie 

über den sonstigen Verbleib der Material- und Stoffströme zu führen. 

 

4.2.2  In diesem Betriebstagebuch sind alle für den Betrieb der Anlage wesentlichen Daten festzuhal-

ten, die zur Transparenz und Nachvollziehbarkeit eines umweltverträglichen Umgangs mit den 

angelieferten und bei der Behandlung entstandenen Abfällen erforderlich sind. Sämtliche ein- und 

ausgehenden Mengenströme sowie Betriebsstörungen, deren Ursachen und daraus gezogene 

Konsequenzen müssen im Betriebstagebuch nachprüfbar notiert werden. 

 

 

5.   Ausnahmeregelungen 

 

   Abweichungen von den in Nummern 2 bis 4 festgelegten Anforderungen sind zulässig, wenn der 

Nachweis erbracht wird, daß durch andere geeignete Maßnahmen das Wohl der Allgemeinheit 

- gemessen an den Anforderungen dieser Verordnung - nicht beeinträchtigt wird. 
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 Artikel 2 

 Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 

 

Die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. September 1988 

(BGBl. I S. 1793), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 12. November 1996 (BGBl. I S. 

1738), wird wie folgt geändert: 

 

1. In § 23 Abs. 4 Satz 7 wird am Ende der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 

eingefügt: 

 „Saisonkennzeichen gelten außerhalb des Zulassungszeitraumes bei Fahrten zur Entstempelung und 

bei Rückfahrten nach Abstempelung des Kennzeichens als ungestempelte Kennzeichen im Sinne von 

Halbsatz 1.“ 

 

2. In § 27 Abs. 3 Satz 1 erster Halbsatz werden die Wörter „die Anschrift“ durch die Wörter „Namen 

und Anschrift“ ersetzt. 

 

3. Nach § 27 wird folgender § 27a eingefügt: 

 

„§ 27 a 

Verwertungsnachweis, Verbleibserklärung 

 

 Für einen Personenkraftwagen der Fahrzeugklasse M 1 nach dem Anhang II A der Richtlinie 

70/156/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-

staaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger (ABl. EG Nr. L 42 

S. 1), ist zu dem Zeitpunkt, zu dem er endgültig aus dem Verkehr gezogen wird oder als endgültig 

aus dem Verkehr gezogen gilt, der Zulassungsstelle ein Verwertungsnachweis nach Muster 12 vorzu-

legen oder eine Erklärung über den Verbleib nach Muster 13 abzugeben. Zur Vorlage oder Abgabe 

ist verpflichtet der Eigentümer und, wenn er nicht zugleich Halter ist, auch dieser; die Verpflichtung 

besteht, bis durch einen der Verpflichteten der Verwertungsnachweis vorgelegt oder die Verbleibs-
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erklärung abgegeben worden ist. Zur Vorlage des Verwertungsnachweises sind verpflichtet die An-

nahmestelle und der Verwertungsbetrieb (§ 2 der Verordnung über die Überlassung und umweltver-

trägliche Entsorgung von Altautos vom ..., BGBl. I S. ...), wenn diese sich dazu gegenüber dem Hal-

ter oder Eigentümer schriftlich verpflichtet haben. Bei Fahrzeugen, die vorübergehend stillgelegt sind, 

ist der Verwertungsnachweis der Zulassungsstelle unverzüglich vorzulegen, wenn die Verwertung 

vorgenommen wurde. Die Zulassungsstelle gibt den Verwertungsnachweis oder die Verbleibserklä-

rung mit dem vorgesehenen Bestätigungsvermerk dem Halter zurück und leitet eine Ausfertigung der 

zuständigen Ordnungsbehörde zu. Die Zulassungsstelle unterrichtet die zuständige Ordnungsbehörde, 

wenn der Halter einen Verwertungsnachweis nicht vorlegt und eine Verbleibserklärung nicht abgibt 

oder die zu den in den Mustern geforderten Angaben zum Fahrzeug oder Fahrzeughalter nicht zutref-

fen; in diesen Fällen bestehen die Pflichten nach Satz 1 gegenüber der Ordnungsbehörde.“ 

 

4. In § 69a Abs. 2 wird nach Nummer 12 folgende Nummer 12a eingefügt: 

 

 „12a. entgegen § 27a den Nachweis nach Muster 12 oder die Erklärung 

   nach Muster 13 nicht oder nicht vorschriftsgemäß vorlegt oder 

   abgibt,“ 

 

5. Die Vorbemerkungen zu Muster 12 und 13 sowie die Muster 12 und 13 erhalten die aus dem An-

hang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

 

 

Artikel 3 

Änderung der Fahrzeugregisterverordnung 

 

In § 3 Abs. 2 der Fahrzeugregisterverordnung vom 20. Oktober 1987 (BGBl. I S. 2305), zuletzt geändert 

durch Artikel 2 der Verordnung vom 12. November 1996 (BGBl. I S. 1738, 1741) wird nach Nummer 

22 folgende Nummer 23 angefügt: 

 

„23. die Vorlage und Nichtvorlage von Verwertungsnachweisen oder die Abgabe und Nichtabgabe von 
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Erklärungen über den Verbleib nach § 27 a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung.“ 

 

 

Artikel 4 

 Änderung der Gebührenordnung für 
 Maßnahmen im Straßenverkehr 
 

Der 2. Abschnitt in der Anlage zu § 1 der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr vom 26. 

Juni 1970 (BGBl. I S. 865, 1298), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 

12. November 1996 (BGBl. I S. 1738, 1741) wird wie folgt geändert: 

 

1. Nach Gebührennummer 224.3 werden folgende neue Gebührennummern eingefügt: 

 

 „224.4  bei gleichzeitiger Vorlage des Verwertungs- 
   nachweises oder gleichzeitiger Abgabe der 
    Verbleibserklärung zusätzlich       10,00 DM 
 
  224.5 ohne gleichzeitige Vorlage des Verwertungsnach- 
         weises und ohne gleichzeitige Abgabe der Verbleibs- 
         erklärung zusätzlich 20,00 DM“. 
 
2. Gebührennummer 227 erhält folgende Fassung: 
 
        „227       Erteilung der Betriebserlaubnis oder Zuteilung eines 
          eigenen amtlichen Kennzeichens, Änderung der 
                      Erkennungsnummer, Änderung des Zulassungszeit- 
                      raumes beim Saisonkennzeichen für ein zulassungsfreies 
                      Fahrzeug   20,00 DM 
 
                      Diese Gebühr erhöht sich im Falle der Zuteilung eines 
                      Wunschkennzeichens um 20,00 DM“. 
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Artikel 5 

Inkrafttreten 

 

Artikel 2 Nr.1 und 2 sowie Artikel 4 Nr. 2 treten am Tage nach der Verkündung dieser Verordnung in 

Kraft; im übrigen tritt diese Verordnung am ersten Tage des neunten auf die Verkündung folgenden Kalen-

dermonats in Kraft. 

 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 

 

Bonn, den 

 

 

Der Bundeskanzler 

 

 
Die Bundesministerin für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
 
 
Der Bundesminister für Verkehr 
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 Anhang 
 (zu Art. 2 Nr. 3) 

 

 Muster 12, 13 - Vorbemerkungen    

 (§ 27 a StVZO)          

 

 Vorbemerkungen zur Herstellung der Formblätter „Verwertungsnachweis“ 

(Muster 12) 

und „Verbleibserklärung“ 

(Muster 13) 

 

1. Allgemeines 

 

1.1 Der Verwertungsnachweis besteht aus einem Satz mit vier Ausfertigungen (Blätter). 

 

Die erste Ausfertigung (Blatt 1) der Seiten 1 bis 3 des Formblatts enthält über der Zeile 1 folgende 

Bezeichnung: „Diese Ausfertigung (rosa) ist für die Ordnungsbehörde bestimmt.“ Außerdem wird 

nach Abschnitt 5.2 folgender Abschnitt 5.3 angefügt, der nicht auf die anderen Blätter durchge-

schrieben wird. Im übrigen bleiben die Angaben unverändert. 

 

„5.3 Unterrichtung der zuständigen Ordnungsbehörde durch die Zulassungsstelle nach § 27 a 

StVZO. 

 

Name und Anschrift der Ordnungsbehörde 

 

 

 

 

Ort, Datum         Stempel/Unterschrift  
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 Blatt 2 enthält entsprechend folgende Bezeichnung: „Diese Ausfertigung (altgold) ist für den Verwer-

tungsbetrieb bestimmt.“ 

 Blatt 3 enthält entsprechend folgende Bezeichnung: „Diese Ausfertigung (blau) ist für die Annahme-

stelle bestimmt.“ 

 Blatt 4 enthält entsprechend folgende Bezeichnung: „Diese Ausfertigung (weiß) ist für den Fahrzeug-

halter/-eigentümer bestimmt.“ 

 

Die Ausfertigung (weiß) ist als Muster 12 abgedruckt. 

 

1.2 Die Verbleibserklärung besteht aus einem Satz mit zwei Ausfertigungen (Blätter). 

 

Die erste Ausfertigung (Blatt 1) der Seiten 1 und 2 des Formblatts enthält über der Zeile 1 folgende 

Bezeichnung: „Diese Ausfertigung (braun) ist für die Ordnungsbehörde bestimmt.“ Außerdem wird 

nach Abschnitt 5.2 ein Abschnitt 5.3 entsprechend Nr. 1.1 angefügt, der nicht auf Blatt 2 durchge-

schrieben wird. Im übrigen bleiben die Angaben unverändert. 

 Blatt 2 enthält entsprechend folgende Bezeichnung: „Diese Ausfertigung (weiß) ist für den Fahrzeug-

halter/-eigentümer bestimmt.“ 

 

 Die Ausfertigung (weiß) ist als Muster 13 abgedruckt.  

 

2. Format 

 

 Die Formblätter sind verkleinert wiedergegeben und in der Größe weder maschinenlesbar noch mit 

der Schreibmaschine oder EDV zu beschriften. Zur ordnungsgemäßen Verwendung sind die Form-

blätter im Verhältnis 84 : 100 zu vergrößern. Das Format DIN A 4 ist durch gestrichelte Linien 

kenntlich gemacht. 

 

3. Passergenauigkeit 



 
- 24 - 

 

 
 
 

 

 

 Sämtliche Blätter sind mit einem Passer für EDV-gestützte Ausfüll- und Lesevorgänge zu versehen. 

Zwischen dem oberen Papierrand und der oberen Begrenzung des Passers ist ein zweifacher 1/6 

Zoll-Abstand zu wählen. Zwischen dem linken Papierrand und der seitlichen Begrenzung des Passers 

beträgt der Abstand 8/10 Zoll. 

 Der senkrechte Abstand zwischen der Passermarke und den Eintragungsfeldern ist in der Maßeinheit 

1/6 Zoll (2/6 Zoll durchgängige Zeilenschaltung) auszuführen. In der Waagerechten ist der Abstand 

zwischen der Passermarke und dem Beginn der Eintragungsfelder in der Maßeinheit 1/10 Zoll (Be-

wegungsschritt) auszuführen. Die Kämme sind auf 2/10 Zoll auszurichten, damit auch eine hand-

schriftliche Eintragung gewährleistet ist. 

 

4. Maschinenlesbarkeit 

 

 Die Formblätter sind maschinenlesbar (scannergerecht) zu gestalten. Deshalb sind die folgenden 

Gestaltungsempfehlungen zu beachten, wenn Vordrucke als allgemeines Schriftgut bei Standard-

Scannern vorgesehen sind. 

 

4.1 Farben 

 

 Bei Vordrucken zur optischen Belegerfassung muß sich der Aufdruck (Text, Linien, Raster) farblich 

vom Ausfülltext unterscheiden. Ziffern, Zahlen, Nummern und der Passer sollten bei maschinenlesba-

ren Vordrucken in Blindfarbe gedruckt sein. Um bei Stapelverarbeitung im Scanner eine hundertpro-

zentige Datenerfassung zu gewährleisten, ist bei Blatt 1 am Satzspiegel des Vordrucks am Kopf - 

jeweils rechts und links - ein Winkel schwarz zu drucken. Dieser Winkel garantiert bei einer Einzug-

verschiebung von 15º die genaue Datenerfassung. 

 

 Bis auf die Ausfertigung „weiß“ sind deshalb die Blätter in der unten angegebenen Blindfarbe zu dru-

cken (RAL1) -Werte nach Euro-Skala). 

                                                 
1) Deutsches Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung e. V. (RAL) 
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Verwertungsnachweis (Muster 12) 
 

Blatt 1 (Ausfertigung für die Ordnungsbehörde)          rosa 
 

100 % Yellow und 
  85 % Magenta 
 

Blatt 2 (Ausfertigung für den Verwertungsbetrieb)      altgold 100 % Yellow und 
  45 % Magenta 
 

Blatt 3 (Ausfertigung für die Annahmestelle)              blau 
 

  55 % Magenta und 
100 % Cyan 
 

Blatt 4 (Ausfertigung für den Halter)                          weiß  

 
 

Verbleibserklärung (Muster 13) 
 

Blatt 1 (Ausfertigung für die Ordnungsbehörde)          braun 100 % Yellow und 
  50 % Magenta 
 

Blatt 2 (Ausfertigung für den Halter)                           weiß  

 
 
4.2 Schriften 
 

 Beim handschriftlichen Ausfüllen sollten neben den Ziffern nur Großbuchstaben verwendet werden. 

Für Schreibmaschinen- und Druckschrift sind mindestens Schrifthöhen mit einer Versalhöhe von ca. 

2,1 mm bis 3,2 mm, für Handblockschrift von ca. 5 mm einzuhalten. Alle Schriften, außer Kursiv- 

und Serifenschriften, sind geeignet für die optische Zeichenerkennung. 

 

 Die Begrenzungslinien für Eintragungsfelder, Linien, Schriften und die Rasterflächen sind in den o. g. 

Farben als sog. Blindfarbe ohne Verunreinigungen auszuführen. Die Rasterflächen dürfen 60 % vom 

Volltonwert nicht überschreiten. Die maschinell zu lesenden Bereiche müssen weiß sein. 

 

5. Leimung 

 

 Wird eine Verleimung der Formblattsätze vorgenommen, so hat diese am Kopf zu erfolgen. Trenn-

leisten mit Mikroperforation erleichtern den Umgang mit den Formblättern.  



 
- 26 - 

 

 
 
 

 

 

6. Papierqualität 

 

 Die jeweiligen Oberblätter (Blatt 1) sind auf Papier zu drucken mit einem Gewicht von 80 g/m2. Die 

jeweiligen Mittelblätter sind auf einem Papier mit 53 g/m2 zu drucken. Die jeweiligen Unterblätter 

sind zu drucken auf Papier mit 80 g/m2. 

 

7. Musterexemplare  

 

 Das Umweltbundesamt, Abteilung III 4.1, Postfach 33 00 22, 14191 Berlin, kann eine Broschüre 
mit den jeweiligen Musterexemplaren der Formblattsätze „Verwertungsnachweis“ und „Verbleibser-
klärung“ zur Verfügung stellen. 

 
 


